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Gesellschaftsrecht 

Inhaltsübersicht

  I. Teil  Einführung in das Gesellschaftsrecht

 II. Teil  Personengesellschaften

III. Teil  Körperschaften  (Vereine)
I. Teil    Einführung in das Gesellschaftsrecht

§ 1  Begriff der Gesellschaft

I.  Allgemeines

Der Begriff der "Gesellschaft" wird in einem weiteren und in einem engeren Sinne verstanden. 

Unter den Begriff der Gesellschaft im weiteren Sinn fallen die Personengesellschaften (Gesellschaften im engeren Sinn) und die Vereine oder Körperschaften.

selschaften 

(im weiteren Sinne)




                                                    Gesellschaften im 

II.  Gesellschaften und Körperschaften (=Vereine)

1.  Gesellschaften im engeren Sinn (= Personengesellschaften)
     1.   Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (GbR) oder auch BGB-Gesellschaft genannt,  §§ 705 ff. BGB;

     2.   Offene Handelsgesellschaft  (OHG),  §§ 105 ff. HGB;

     3.   Kommanditgesellschaft  (KG), §§ 161 ff. HGB;

     4.   Stille Gesellschaft,  §§ 230 ff. HGB;   

     5.   Reederei,  §§ 489 ff. HGB; 

     6    Partnerschaftsgesellschaft, §§ 1 ff. PartnerschaftsgesellschaftsG;

     7.   Europäische Wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV), §§. 1 ff EWIVG.

2.  Vereine  (Körperschaften)

     1.   Bürgerlichrechtlicher Verein,  §§ 21 ff. BGB;

     2.   Aktiengesellschaft  (AG), §§ 1 ff. AktG;

     3.   Gesellschaft mit beschränkter Haftung  (GmbH),  §§ 1 ff. GmbHG;

     4.   Eingetragene Genossenschaft  (eG),  §§ 1 ff. GenG;

     5.   Kommanditgesellschaft auf Aktien  (KGaA),  §§ 278 ff. AktG;

     6.   Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit (VVaG), §§ 7, 15 ff. (Versicherungsaufsichtsgesetz - VAG).
3.  Gründe für die Einteilung in Personengesellschaften und Vereine

Die Einteilung beruht auf den grundsätzlich unterschiedlichen Struktur- und Organisationsprinzipien von Personengesellschaften und Vereinen: 

Gemeinsamkeiten: 

· Gemeinsam ist allen Gesellschaften, dass ihre Mitglieder einen gemeinsamen Zweck verfolgen.
Unterschiede: 

· Personengesellschaften sind auf die Person des einzelnen Mitgliedes ausgerichtet. Die persönliche Mitarbeit und die persönliche Haftung des einzelnen Mitglieds (neben der Haftung der Personengesellschaft) ist der Normalfall. Gesellschaftsanteile von Personengesellschaften sind grundsätzlich nicht frei übertragbar. 

      Grundform aller Personengesellschaften ist die Gesellschaft des bürgerlichen Rechts. Die gesetzliche 
      Regelung für die GbR findet sich in den §§ 705 ff. BGB.
Die wichtigsten Personengesellschaften sind die GbR, die OHG und die KG.

· Vereine sind auf einen wechselnden Mitgliederbestand angelegt, sie setzen auf die Gesamtheit ihrer Mitglieder. Dies kommt zum Ausdruck:

- in der Satzung, 

      - in der Ausbildung bestimmter Organe wie Vorstand und Mitgliederversammlung, 

      - im Gesamtnamen und 

      - in der alleinigen Haftung des Vereins zum Ausdruck. 

      Vereine werden auch Körperschaften genannt.

      Der Verein ist die Grundform aller Körperschaften. Alle Körperschaften sind mit Ausnahme des nicht     

      rechtsfähigen Vereins juristische Personen.   

Die gesetzliche Regelung für Vereine findet sich in §§ 31 ff. BGB.
Die wichtigsten Körperschaften sind der Verein als Grundform der Körperschaften, die GmbH und die Aktiengesellschaft.

4.  Der Begriff der Körperschaft im Besonderen

Der Begriff der Körperschaft spielt sowohl im Privatrecht als auch im öffentlichen Recht und insbesondere 

im Steuerrecht eine wichtige Rolle, wobei jedoch der Begriff nicht einheitlich verwandt wird. 

Kennzeichnend für eine Körperschaft ist 

eine relative Unabhängigkeit von ihren einzelnen Mitgliedern, die “überindividuelle Verselbständigung”

 des Verbandes, wie sie sich in der Fortdauer des Verbandes bei Tod oder Austritt von Mitgliedern, in Mehrheitsentscheidungen in Versammlungen und dergleichen äußert.

Im Privatrecht sind Paradebeispiele für Körperschaften die Vereine, und zwar sowohl die rechtsfähigen als auch die nicht rechtsfähigen Vereine. In der Regel sind die Körperschaften mit juristischen Personen identisch.

Im öffentlichen Recht sind beispielsweise der Staat oder die Gemeinden sog. Gebietskörperschaften.

Im  Steuerrecht kommt dem Begriff der Körperschaft eine besondere Bedeutung zu. Die steuerlich relevanten Körperschaften sind Organisationen mit eigener Rechtsfähigkeit. Die Körperschaften im Sinne des Steuerrechts werden in § 1 Nr.1 - 6 KStG abschließend aufgezählt.

III.  Personengesellschaften und Kapitalgesellschaften

Die handelsrechtlichen Vereine, vor allem die AG und die GmbH, werden auch als Kapitalgesellschaften bezeichnet. Damit soll umschrieben werden, daß sich diese Gesellschaften durch ein bestimmtes Grundkapital, durch Kapitalbeteiligungen der Mitglieder, durch die Umlauffähigkeit der Kapitalanteile und durch die Kapitalverwaltung durch besondere Organe, die nicht Gesellschafter zu sein brauchen, auszeichnen.

Bei Personengesellschaften steht die Person des Mitglieds und nicht ihre kapitalmäßige Beteiligung im Vordergrund.
IV.  Handelsgesellschaften

Die meisten der Gesellschaften im weiteren Sinne unterliegen dem Handelsrecht. Es finden die für Kaufleute geltenden Vorschriften Anwendung.  

Im einzelnen:

1.  OHG, KG und stille Gesellschaft

OHG und KG müssen grundsätzlich auf den Betrieb eines Handelsgewerbes gerichtet sein (§§ 105 Abs.1, 161 Abs.1 HGB). Sie sind sog. Handelsgesellschaften. Gemäß § 6 Abs.1 HGB finden die für Kaufleute gegebenen Vorschriften auf sie Anwendung. 

Die “stille Gesellschaft” ist keine Handelsgesellschaft - obgleich sie im HGB geregelt ist  (§ 230 HGB) - da sie nach außen nicht in Erscheinung tritt. Inhaber des Handelsgeschäfts ist allein der Partner des stillen Gesellschafters (§ 230 Abs.1, 2 HGB). Nur er ist Kaufmann.
2.  AG, KGaA und GmbH

Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien und GmbH gelten kraft Rechtsform als Handelsgesellschaften (vgl. §§ 3, 278 Abs.2 AktG, 13 Abs.3 GmbHG). Sie sind auch dann Handelsgesellschaften, wenn sie kein Handelsgewerbe betreiben, sondern ideelle Zwecke verfolgen sollten.

3. Weitere Kaufleute kraft Rechtsform

Ebenfalls Kaufleute im Sinne des § 6 Abs.2 HGB sind darüber hinaus Genossenschaft und Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit (VVaG). Die Genossenschaft gilt nach § 17 Abs.2 GenG als Kaufmann. Auf den VVaG finden nach § 16 VVaG die Vorschriften über Kaufleute entsprechende Anwendung.

V.  Juristische Personen und rechtsfähige Personengesellschaften 

1.  Begriff der juristischen Person

Juristische Personen sind fiktive Gebilde, denen die Rechtsordnung eine eigene ”gedachte”, ”fiktive”  Rechtspersönlichkeit zuerkennt. Sie sind von ihren Mitgliedern vollkommen verselbständigt.  

Juristische Personen sind zum Beispiel die Aktiengesellschaft oder die GmbH.

Diese fiktiven Gebilde sind selbständig Träger von Rechten und Pflichten. Sie werden in diesem Sinne wie natürliche Personen behandelt. Sie können Eigentum erwerben (z.B. Grundstücke, Kraftwagen), sie können Verträge abschließen (z.B. Arbeitsverträge, Kaufverträge).

Die juristische Person selbst wird durch Rechtsgeschäfte berechtigt und verpflichtet - und nicht ihre Gesellschafter. 

Die juristische Person selbst ist der Vertragspartner bei Verträgen - und nicht ihre Gesellschafter. 

Die juristische Person selbst ist Inhaber des Gesellschaftsvermögens - und nicht ihre Gesellschafter. 

Beispiele:

Bei einem Vertrag mit einer Aktiengesellschaft wird nur die Aktiengesellschaft selbst berechtigt und verpflichtet. 

Die Aktionäre sind nicht die Vertragspartner.

Die Aktiengesellschaft ist Eigentümerin beispielsweise ihrer Lastkraftwagen.

Den Aktionären "gehören" die Lastkraftwagen nicht.

2.  Rechtsfähige Personengesellschaften - Teilrechtsfähigkeit   
Juristische Personen einerseits und nicht rechtsfähige Personenvereinigungen andererseits bilden jedoch 

k e i n e  a u s s c h l i e ß l i c h e  Alternative in dem Sinne:  entweder rechtsfähig oder nicht rechtsfähig.

Vielmehr gibt es Zwischenformen im Recht. 

§ 14 Abs.2 BGB spricht von „rechtsfähigen Personengesellschaften“. Eine rechtsfähige Personengesellschaft ist eine Personengesellschaft, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist, Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen.

Damit sind insbesondere die OHG und KG gemeint. Neuerdings wird auch die GbR zu diesen „rechtsfähigen Personengesellschaften“ gerechnet. Die rechtsfähigen Personengesellschaften können selbständig Träger von Rechten und Pflichten sein. Sie können klagen und verklagt werden. 

Dennoch sind diese rechtsfähigen Personengesellschaften keine juristischen Personen. Ihre Mitglieder treten nicht hinter eine selbständige „juristische Person“ zurück sondern sie haften neben dieser Personengesellschaft für eingegangene Verbindlichkeiten.

Eine derartige Teilsrechtsfähigkeit hat der Bundesgerichtshof 
 auch der BGB-Gesellschaft zuerkannt:

1.   Die (Außen)Gesellschaft bürgerlichen Rechts besitzt Rechtsfähigkeit, soweit sie durch Teilnahme  

      am Rechtsverkehr eigene Rechte und Pflichten begründet.

2. In diesem Rahmen ist sie zugleich im Zivilprozeß aktiv und passiv parteifähig. 

3. Soweit der Gesellschafter für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft bürgerlichen Rechts persönlich haftet, entspricht das Verhältnis der Verbindlichkeit der Gesellschaft und der Haftung des Gesellschafters derjenigen bei der OHG.
3.  Organe 

Juristische Personen können als fiktive Gebilde nicht selbst handeln. Sie benötigen Organe. Derartige Organe werden vom Gesetzgeber vorgeschrieben.

So hat die Aktiengesellschaft beispielsweise einen „Vorstand“ oder einen „Aufsichtsrat“.

Die GmbH hat einen „Geschäftsführer“. 
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